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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Volker Beck (Köln), Ingrid Hönlinger, Memet Kilic, 

Jerzy Montag, Dr. Konstantin von Notz, Wolfgang Wieland, Josef Philip Winkler 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu der zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Drucksachen 17/5515, 17/7178 - 

Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Bundesvertriebenengesetzes 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

1. Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

, Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Wörter „sie Grundkenntnisse der deutschen Sprache 
besitzen“ gestrichen und der Satzteil nach dem Semikolon wird wie folgt 
gefasst: 

„die Absätze 2 und 3 bleiben unberührt.“ 

b) Satz 4 wird gestrichen. 4 

2. In Nummer 2 werden die Wörter „im Aussiedlungsgebiet verbliebene“ ge- 
strichen. 

Berlin, den 28. September 2011 

Renate Künast, Jürgen Trittin und Fraktion 


Begründung 

Laut der Gesetzesbegründung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung ist das 
Ziel der Neuregelung, Härtefälle zu vermeiden, die durch dauerhafte Familien- 
trennungen entstehen, und dadurch die Integration von Spätaussiedlern in 
Deutschland weiter zu fördern. Diesem begrüßenswerten Ziel wird die Neu- 
regelung jedoch nicht uneingeschränkt gerecht. 
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Zu Nummer 1 

Der Änderungsantrag sieht nicht nur die Streichung des Spracherfordemisses 
im Härtefall nach dem neuen Absatz 3 vor, sondern auch bei der Einbeziehung 
in den Aufnahmebescheid nach Absatz 1. Damit steht die Änderung im Ein- 
klang mit dem Gesetzentwurf zum Ehegattennachzug (Bundestagsdrucksache 
17/1626), mit dem die Streichung des Spracherfordemisses beim Ehegatten- 
nachzug nach dem Aufenthaltsgesetz verfolgt wird. 

Insbesondere älteren Menschen und Personen aus bildungsfernen Schichten ist 
der Spracherwerb im Ausland oft nicht möglich. Es steht außer Frage, dass es 
für das Zusammenleben in Deutschland wichtig ist, dass die Familienangehöri- 
gen Deutsch sprechen. Dafür ist aber ein Deutschkurs im Ausland weder not- 
wendig noch geeignet. Den nachgezogenen Familienangehörigen steht in 
Deutschland ein umfangreiches Angebot an Integrationskursen zur Verfügung. 
Der Spracherwerb in Deutschland ist viel leichter, schneller, günstiger und we- 
niger belastend für die Betroffenen als im Ausland. 

Zu Nummer 2 

Mit dem Änderungsantrag wird der Gesetzentwurf dahingehend geändert, dass 
auch Ehegatten und Abkömmlinge, die nicht im Aussiedlungsgebiet verblieben 
sind, zur Bezugsperson in Deutschland nachziehen können. Denn in einem 
Härtefall soll es nicht erheblich sein, an welchem Ort das Familienmitglied sich 
befindet. Damit werden auch diejenigen Familienmitglieder von der nachträg- 
lichen Einbeziehung erfasst, die ohne einen Einbeziehungsbescheid das Her- 
kunftsland verlassen haben oder hier weder vertriebenenrechtlich Aufnahme 
gefunden noch ausländerrechtlich einen gesicherten Aufenthalt erlangt haben. 

Die Änderung wird ebenfalls vom Land Hessen im Antrag zum Entwurf eines 
Neunten Gesetzes zur Änderung des Bundesvertriebenengesetzes (Bundesrats- 
drucksache 57/2/11) gefordert. 
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